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Prise de position sur la consultation : 

Modification de l'ordonnance 5 relative à la loi sur le travail 

(Ausnahmen des Verbots gefährlicher Arbeiten für Jugendliche ab 15 Jahren  

in Programmen zur Vorbereitung auf die berufliche Grundbildung) 

 

 

Sehr geehrte Damen und Herren 

Wir bedanken uns für die Möglichkeit, an der Vernehmlassung zur Änderung der Verordnung 5 zum  

Arbeitsgesetz (ArGV 5) teilnehmen zu können. Die vorliegende Vernehmlassung behandelt Aspekte des 

Jugendarbeitsschutzes, der für die Branchenverbände INSOS und YOUVITA der Föderation ARTISET 

ein wichtiges Thema darstellt.  

En modifiant l'ordonnance 5 relative à la loi sur le travail (OLT 5) en juin 2014, le Conseil fédéral a créé 

une nouvelle situation de départ qui a eu des conséquences radicales pour les entreprises d'insertion 

professionnelle. Selon l'article 4 de l'ordonnance, les jeunes ne pouvaient effectuer des travaux dange-

reux dans le cadre de formations qu'à partir de 18 ans. Pour les jeunes de 15 ans et plus, il était possible 

d'effectuer des travaux dangereux dans des professions si l'ordonnance sur la formation professionnelle 

initiale prévoyait une exception et si des mesures d'accompagnement en matière de sécurité au travail et 

de protection de la santé étaient appliquées comme condition préalable. 

Comme l'ordonnance sur la protection des jeunes au travail OLT 5 ne s'appliquait qu'aux formations se-

lon la loi sur la formation professionnelle (LFPr), c'est-à-dire aux formations AFP et CFC, les formations 

non formelles telles que la formation pratique (FP), les apprentissages AI, les mesures d'intégration sur le 

premier et le deuxième marché du travail ou encore le préapprentissage d'intégration n'entraient pas 

dans le champ d'application de l'OLT 5. Par conséquent, les formations non formelles ne pouvaient pas 

faire l'objet de dérogations à l'interdiction d'effectuer des travaux dangereux pour les jeunes de plus de 15 

ans et, par conséquent, la FPra n'aurait pu être proposée qu'à partir de 18 ans. 

Après diverses interventions, l'OFAS a réagi à cette situation et a édicté, dans la circulaire AI n° 387 (avril 

2019), une directive à l'intention des offices AI cantonaux sur la manière de garantir la protection des 

jeunes travailleurs lors de formations ne relevant pas de la LFPr. Selon cette réglementation, la protection 

des jeunes travailleurs était régie par les prescriptions de l'OLT 5. A partir de 2022, cette réglementation 

a également été reprise dans la circulaire sur les mesures de réadaptation professionnelle de l'AI (CMRP) 

dans les RZ 2601-2603. Toutes ces adaptations nécessaires étaient toutefois liées au fait qu'il manquait 

jusqu'à présent une base légale. Avec la proposition d'adaptation de l'OLT 5, le WBF, en tant que dépar-

tement responsable, répond enfin aux conséquences d'une évolution initiée il y a 9 ans. INSOS et YOU-

VITA, ainsi que la fédération ARTISET, se félicitent vivement de cette avancée, qui donne une base lé-

gale à la protection des jeunes travailleurs, y compris pour les formations ne relevant pas de la LFPr. 
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Mit Änderung der Verordnung 5 zum Arbeitsgesetz im Juni 2014 schuf der Bundesrat eine neue Aus-

gangslage, die für Unternehmen der Arbeitsintegration einschneidende Konsequenzen nach sich zog. 

Gemäss Art. 4 der Verordnung durften Jugendliche gefährliche Arbeiten im Rahmen von Ausbildungen 

erst ab 18 Jahren ausführen. Für Jugendliche ab 15 Jahren war es insofern möglich, gefährliche Arbeiten 

in Berufen auszuführen, wenn die Verordnung über die berufliche Grundbildung eine Ausnahme vorsah 

und als Voraussetzung begleitende Massnahmen zur Arbeitssicherheit und den Gesundheitsschutz zur 

Anwendung kamen. 

Da die Verordnung zum Jugendarbeitsschutz ArGV 5 nur für Ausbildungen gemäss Berufsbildungs-

gesetz (BBG), also für Ausbildungen EBA und EFZ, eine Gültigkeit hatte, fielen nicht formale Aus-

bildungen wie die Praktische Ausbildung (PrA), IV-Anlehren, Integrationsmassnahmen im ersten 

und zweiten Arbeitsmarkt oder auch die Integrationsvorlehre aus dem Anwendungsbereich der 

ArGV 5. Dies hatte zur Folge, dass für nicht formale Ausbildungen keine Ausnahmen vom Verbot gefähr-

licher Arbeiten für Jugendliche ab 15 Jahren möglich waren und somit in der Konsequenz z.B. die PrA 

erst ab 18 Jahren hätten angeboten werden können.  

Das BSV reagierte nach diversen Interventionen auf diesen Missstand und erliess mit dem IV-Rund-

schreiben Nr. 387 (April 2019) eine Weisung an die kantonalen IV-Stellen, wie der Jugendarbeitsschutz 

bei Ausbildungen ausserhalb des BBG zu gewährleisten ist. Gemäss dieser Regelung richtete sich der 

Jugendarbeitsschutz nach den Vorgaben der ArGV 5. Ab 2022 fand diese Regelung in den RZ 2601-

2603 auch Aufnahme ins Kreisschreiben über die beruflichen Eingliederungsmassnahmen der IV 

(KSBEM). Allen diesen notwendigen Anpassungen eigen war allerdings, dass eine rechtliche 

Grundlage bis heute fehlte. Mit der vorgeschlagenen Anpassung der ArGV 5 kommt das WBF als 

federführendes Departement den Folgen einer vor 9 Jahren angestossenen Entwicklung endlich 

nach. INSOS und YOUVITA begrüssen zusammen mit der Föderation ARTISET diesen Schritt aus-

serordentlich, dass nun eine rechtliche Grundlage des Jugendarbeitsschutzes auch für Ausbildungen 

ausserhalb des BBG besteht. 

 

Grundsätzliche Bemerkungen 

Für Betriebe, die nicht formale Ausbildungen mit Integrationsangeboten in den allgemeinen Arbeitsmarkt 

anbieten, dürfen keine zusätzlichen Auflagen bestehen im Vergleich mit Ausbildungsbetrieben, die sich 

ausschliesslich auf den allgemeinen Arbeitsmarkt konzentrieren. Es braucht eine Gleichbehandlung, 

keinen Zusatzaufwand für Integrationsbetriebe.  

Es ist darauf zu achten, dass diesem Grundsatz bei der allfälligen Anpassung einzelner Bildungsverord-

nungen Nachachtung verschafft wird. PrA-Lehrbetriebe bieten zum Grossteil auch EBA-Ausbildungen an, 

verfügen darum auch über kantonale Bildungsbewilligungen. Ein zusätzlicher Aufwand für diese Integrati-

onsbetriebe ist auch unter Berücksichtigung dieses Aspekts nicht zu rechtfertigen. 

Gemäss heutiger gesetzlicher Grundlage in der ArGV 5 dürfen Jugendliche unter 18 Jahren gefährliche 

Arbeiten nur im Rahmen einer beruflichen Grundbildung gemäss BBG ausführen. Praktische Ausbildun-

gen, Integrationsvorlehren und weitere nicht formale Ausbildungsangebote fallen nicht darunter. In der 

Praxis ist aber unumgänglich, dass auch Jugendliche ab 15 Jahren in nicht formalen Ausbildungsangebo-

ten teilweise gefährliche Arbeiten ausführen dürfen. Die vorgeschlagene Ausdehnung der ArGV 5 macht 

darum Sinn. Allerdings soll als Voraussetzung weiterhin gelten: Anbieter müssen für ihre Ausbil-

dungsangebote über eine kantonale Bildungsbewilligung verfügen, die die Beschäftigung Jugendli-

cher für gefährliche Arbeiten vorsieht. Ausnahmen kann das kantonale Arbeitsinspektorat vorsehen. 

Spezifische Bemerkungen zur Änderung der Verordnung 5 zum Arbeitsgesetz 
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Der Kern der Revisions-Vorlage liegt im neuen Art. 4b der ArGV 5, der «Gefährliche Arbeiten im Rahmen 

von Massnahmen zur beruflichen Eingliederung und zur Vorbereitung auf die berufliche Grundbildung» 

zum Inhalt hat. 

Artikel 4 Abs. 1 - 4  

Die neue, übersichtlichere Anordnung der bisherigen und unverändert übernommenen Absätze 1, 1bis, 2 

und 3 von Artikel 4 als Absätze 1 - 4 dieses Artikel erscheint uns als zielführend.  

Artikel 4a Abs. 1 - 3  

Artikel 4a behandelt die Ausübung von gefährlichen Arbeiten im Rahmen der beruflichen Grundbildung. 

Inhaltlich ändert sich nichts im Vergleich zur geltenden Bestimmung in Artikel 4, Absätze 4 - 6. Die vorge-

nommen Präzisierungen sind nachvollziehbar. 

Artikel 4b Abs. 1 - 2  

Die Bestimmungen des Arbeitsgesetzes und seiner Verordnungen kommen zur Anwendung für Arbeits-

verhältnisse, die unter den Anwendungsbereich des Arbeitsgesetzes fallen. Ergänzend kommen bzgl. Ju-

gendarbeitsschutz aber die Bestimmungen zum Mindestalter hinzu, die teilweise die Nicht-Anwendbarkeit 

des Arbeitsgesetzes für Arbeitsverhältnisse wieder aufhebt. «Das bedeutet, dass Jugendliche, die in sol-

chen Betrieben beschäftigt werden, gemäss Artikel 30 Absatz 1 ArG nicht unter 15 Jahre alt sein und ge-

mäss Artikel 29 Absatz 3 ArG i. V. m. Art. 4 ArGV 5 unter 18 Jahren keine gefährlichen Arbeiten ausfüh-

ren dürfen (es sei denn die Ausnahme nach neu Art. 4a Abs. 1 ArGV 5 treffe zu).» (Erläuternder Bericht 

p. 4).  

• Absatz 1 – Grundsatz Bildungsbewilligung 

Gemäss Erläuterungen fallen unter diese Bestimmung unter anderem auch Integrationsmassnahmen 

zur Vorbereitung auf die berufliche Eingliederung (Art. 14a IVG) und Massnahmen beruflicher Art 

(Art. 15 – 18d IVG). Damit Jugendliche in diesen Angeboten gemäss Entwurf des Absatzes 1 gefähr-

liche Arbeiten ausführen können, müssen gemäss Verordnungsentwurf nebst der Tätigkeit im Rah-

men einer eidgenössischen oder kantonalen Massnahme zur beruflichen Eingliederung diverse Vo-

raussetzungen in Art. 4b Buchstaben a - d zum Schutz der Jugendlichen gesetzten Kriterien erfüllt 

sein: 

a. Die Massnahme oder das Angebot wird gemäss eidgenössischen oder kantonalen Vorgaben durch eine Behörde beauf-
sichtigt.  
b. Es handelt sich um eine Tätigkeit, für die in einer Bildungsverordnung eine Ausnahme nach Artikel 4a Absatz 1 vorgesehen 
ist.  
c. Der Betrieb verfügt über eine Bildungsbewilligung nach Artikel 20 Absatz 2 BBG, die die Beschäftigung Jugendlicher für 
gefährliche Arbeiten vorsieht.  
d. Der Betrieb hält für die von den Jugendlichen ausgeführten Arbeiten die im Anhang zu den Bildungsplänen definierten be-
gleitenden Massnahmen der Arbeitssicherheit und des Gesundheitsschutzes nach Artikel 4a Absatz 1 ein. 
e. Die Jugendlichen werden ausreichend und angemessen geschult, angeleitet und während der Ausführung der gefährlichen 
Arbeiten von einer befähigten, erwachsenen Person überwacht. 

Keine ergänzenden Bemerkungen. 

• Absatz 2 - Ausnahmebewilligungen 

Das kantonale Arbeitsinspektorat kann für Betriebe ohne Bildungsbewilligung Ausnahmebewilligun-

gen erteilen für die Beschäftigung Jugendlicher ab 15 Jahren für gefährliche Arbeiten ausserhalb der 

beruflichen Grundbildung, wenn die von ihm vorgenommene Kontrolle ergeben hat, dass die Voraus-

setzungen nach Absatz 1 Buchstaben a, b, d und e erfüllt sind. 

Keine ergänzenden Bemerkungen. 

Artikel 5 Absatz 2 

Keine ergänzenden Bemerkungen. 
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Artikel 8 

Keine ergänzenden Bemerkungen. 

 

Wir danken Ihnen im Voraus für die gebührende Berücksichtigung unserer Eingaben. 

Freundliche Grüsse 

 

         

Annina Studer        Cornelia Rumo Wettstein 

Leiterin Bereich Arbeitswelt INSOS     Geschäftsführerin YOUVITA 

 

 

 

 

 

 


